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Arbeitszeitpräferenzen: Ein Hinweis auf neue Repräsentativbefragungen 

Christian Brinkmann*) 

Eine Reihe von Repräsentativbefragungen über Arbeitszeitpräferenzen von Arbeitnehmern hat – unab-
hängig vom konkreten Befragungsansatz – ein erhebliches arbeitsmarktpolitisches Potential nicht nur für 
allgemeine sondern auch für individuelle Arbeitszeitverkürzungen durch Flexibilisierung ergeben. Auch 
neue Untersuchungen – auf die kurz hingewiesen wird – lassen hieran keinen Zweifel. Die im Beitrag von 
Engfer, Hinrichs, Offe und Wiesenthal veröffentlichte Befragung der Universität Bielefeld kommt neben 
wichtigen differenzierenden Befunden auch zu dem Ergebnis, daß der Wunsch nach kürzeren Arbeitszeiten 
anscheinend nur einen vergleichsweise geringen Stellenwert habe. Hier wird jedoch durch die 
Frageformulierung ein sehr spezifischer Bezugsrahmen gebildet, so daß dieser Befund nicht überinterpre-
tiert werden sollte. 

Der Rahmen einer sinnvollen Arbeitszeitpolitik wird durch 
die (langfristig allerdings auch veränderbaren) Wünsche von 
Arbeitnehmern (auch potentiellen) einerseits und die 
betrieblichen Möglichkeiten (bzw. die Bereitschaft der 
Unternehmer) zur Veränderung bisheriger Arbeitszeitstruk-
turen andererseits abgesteckt. Repräsentative Informationen 
über Arbeitszeitpräferenzen sind deshalb unabdingbar. 
In den letzten Jahren wurden teils durch das IAB, teils durch 
andere Institute entsprechende Befragungen durchgeführt, 
die mosaikartig ein mittlerweile recht differenziertes und 
weitgehend auch konsistentes Bild darüber ergeben, ob, 
inwieweit, auf welchem Wege und unter welchen Bedingun-
gen bestimmte Bevölkerungsgruppen veränderte Arbeitszei-
ten anstreben. 
Im Hinblick auf die Komplexität der Fragestellung kann 
Übereinstimmung der Ergebnisse allerdings weniger in 
genauen Anteilswerten, als vielmehr in wesentlichen Ten-
denzen erwartet werden. Grundsätzlich sind alle Fragen 
über Wunschvorstellungen und mögliche und beabsichtigte 
Verhaltensweisen notwendigerweise mehr oder weniger 
hypothetisch, die reale Entscheidungssituation ist immer 
komplexer, als in einem Interview vorgegeben werden kann. 
Gerade neuere Befragungen sind deshalb bemüht, in den für 
die Ergebnisstrukturen wichtigen Frageformulierungen vor 
allem die finanziellen Konsequenzen einer Arbeitszeitredu-
zierung möglichst deutlich anzusprechen und auch mögliche 

*) Christian Brinkmann ist wiss. Mitarbeiter im IAB. Der Beitrag liegt in der 
alleinigen Verantwortung des Autors. 

l) Mertens,  D.,  Neue Arbeitszeitpolitik und Arbeitsmarkt, in: MittAB 3/1979, 
S. 264-267 2) Mertens, D., a. a. O., S. 265 

3) Vgl. Infratest Sozialforschung, Infratest Wirtschaftsforschung, Dr. Werner 
Sörgel, Arbeitssuche, berufliche Mobilität, Arbeitsvermittlung und Beratung, 
Forschungsprojekt im Auftrag des BMA, 1978 (Teilprojekt 2: Fortbildungs- 
und Mobilitätsbereitschaft beschäftigter Arbeitnehmer).   
Hofbauer, H., Zum Erwerbsverhalten verheirateter Frauen, in: MittAB 
2/1979. Brinkmann, Ch., Der Wunsch nach Teilzeitarbeit bei berufstätigen 
und nichtberufstätigen Frauen, in: MittAB 3/1979 

4) Vgl. Mertens, D., a. a. O., S. 266 
5) Friedrich, W., B. Schattat, K. W. Schüler, Gesamtwirtschaftliche Auswir-

kungen einer beschleunigten Verkürzung der Arbeitszeit, 2. Zwischenbericht 
im Auftrag des Bundesministers für Wirtschaft, München, 1980. 
(Der Abschlußbericht liegt noch nicht vor.) 

6) Veröffentlichung als Band 44 der Schriftenreihe des BMA. 
7) Vgl. Brinkmann, Ch., Veränderung des Arbeitsvolumenangebots bei Rea-

lisierung von Arbeitszeitwünschen: Befragungsergebnisse und Modell-
rechnungen, in: Beiträge zur Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (Bei- 
trAB) 56, Nürnberg 1981, S. 147 ff. 
Brinkmann, Ch., H. Kohler, Am Rande der Erwerbsbeteiligung: Frauen mit 
geringfügiger, gelegentlicher oder befristeter Arbeit, in: BeitrAB 56, S. 120 
ff. 

Veränderungen des Familien- bzw. Ehepartnerarbeitsvolu-
mens (und damit des Haushaltseinkommens) zu berücksich-
tigen. 

In MittAB 3/79 wurde von Mertens eine Dokumentation bis 
dahin vorliegender Befragungsergebnisse veröffentlicht1). 
Wie z. B. auch in anderen EG-Ländern ergaben – unabhän-
gig von konkreten Befragungsansatz – eine Vielzahl von 
Untersuchungen ein erhebliches arbeitsmarktpolitisch rele-
vantes Potential nicht nur für allgemeine Arbeitszeitverkür-
zungen, sondern auch für eine „neue Arbeitszeitpolitik“, 
also „für optionale, individuelle Arbeitszeitverkürzung 
durch Flexibilisierung. Die wichtigsten Aktionsfelder für 
diese Art Arbeitszeitpolitik liegen bei der Erweiterung der 
flexiblen Altersgrenze, einschließlich gleitender Ruhestands-
regelungen, bei der Teilzeitarbeit und beim Langzeiturlaub 
(sabbatical).2) Soweit vermehrt Teilzeitarbeit gewünscht 
wird – dies trifft für etwa die Hälfte der vollerwerbstätigen 
Frauen, 20% der erwerbstätigen Männer und mehr als ¾ 
der nichterwerbstätigen Frauen mit dem Wunsch nach einer 
Erwerbstätigkeit zu3) – handelt es sich häufig nicht um 
traditionelle Halbtagsarbeit (20 Wochenstunden, meist am 
Vormittag), sondern um verschiedene Formen der Arbeits-
zeiten zwischen halber und voller Wochenstundenzahl.4) 
Auch neuere Repräsentativbefragungen lassen an diesen 
Grundbefunden keine Zweifel. Im einzelnen handelt es sich 
um folgende Untersuchungen: 
- Haushaltsbefragung 1979 durch das IFO-Institut (durch-

geführt von Infratest) als Teil des Projektes „Gesamtwirt-
schaftliche Auswirkungen einer beschleunigten Verkür-
zung der Arbeitszeit“ (im Auftrag des Bundesministers 
für Wirtschaft; Omnibusbefragung bei rd. 2000 Perso-
nen, darunter rd. 900 Erwerbstätigen)5) 

- Befragung von rd. 4000 abhängig beschäftigten Arbeit-
nehmern, 1979/80 durch Emnid, im Auftrag des Bundes-
ministers für Arbeit und Sozialordnung: „Lage, Dauer, 
Tatsachen, Entwicklungen, Erwartungen und Verteilung 
der Arbeitszeit“6) 

- Befragung von knapp 3000 Erwerbstätigen und gut 1000 
Nichterwerbstätigen bis unter 60 Jahren (nicht in Ausbil-
dung), 1980, im Rahmen des lAB-Projekts 2-232 „Ent-
wicklung  von   Erwerbswünschen   und  Erwerbsbeteili-
gung“ (Sozialdaten-Omnibus)7) 

- Befragung von rd. 1000 abhängig Beschäftigten unter 60 
Jahren,   die   mehr   als   19   Wochenstunden   beschäftigt 
waren, 1981 , im Rahmen einer umfassenden Untersu-
chung zur Arbeitswelt;  Universität Bielefeld (Engfer, 
Hinrichs, Offe, Wiesenthal, in diesem Heft). 
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Im Zusammenhang mit einer soeben in den Beiträgen zur 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung erschienenen, umfang-
reichen Darstellung zur Arbeitszeitentwicklung und 
Arbeitszeitpolitik wurde auch auf solche Präferenz-Erhe-
bungen kurz eingegangen.8) Dieser Band enthält außerdem 
Ergebnisse einer speziellen IAB-Befragung älterer Arbeit-
nehmer zu ihren Wünschen im Hinblick auf eine vorzeitige 
Verrentung bzw. einem gleitenden Übergang in den Ruhe-
stand.9) 
Da individuelle Arbeitszeitverkürzungen in der Regel Ver-
zicht auf Einkommen (bzw. Lohnausgleich) bedeuten, wird 
häufig darauf hingewiesen, daß solch ein Verzicht zumindest 
in den unteren Einkommensgruppen nicht realisiert werden 
könne.10) Soweit Arbeitszeitreduzierung von Erwerbstäti-
gen zumindest z. T. lediglich zu einer Umschichtung des 
Familienarbeitsvolumens führt11), sind jedoch keine oder 
vergleichsweise geringe Einkommenseinbußen beim Fami-
lieneinkommen zu erwarten. Dieser Aspekt ist bei der Erhe-
bung von Präferenzen unbedingt zu beachten. 
So lassen nach der in diesem Heft veröffentlichten Untersu-
chung der Universität Bielefeld – abweichend von allen 
anderen Befragungen – nur 14 % der befragten Arbeitneh-
mer den Wunsch nach Verkürzung der Arbeitszeit erken-
nen. Hier gibt jedoch die Frageformulierung („Wenn mehr 
arbeiten auch mehr Einkommen bedeutet und weniger 
arbeiten weniger Einkommen zur Folge hat, möchten Sie 
dann persönlich mehr arbeiten, weniger arbeiten oder 
genausoviel arbeiten?“) einen sehr spezifischen Bezugsrah-
men ab, der mögliche Verschiebungen des Familienarbeits-
volumens außer Betracht läßt und Solidaritätsaspekte einer 
Arbeitszeitreduzierung, die für Arbeitszeitpräferenzen sehr 
wohl eine Rolle spielen können, durch die Frageformulie-
rung eher ausschließt. 
Nicht berücksichtigt wird auch, daß Arbeitszeitverkürzung 
keineswegs immer zu (proportionalen) Einkommenseinbu-
ßen führen wird: Zur Debatte stehen ggf. Verrechnung mit 
(ansonsten fälligen) Einkommenssteigerungen, Mitfinanzie-
rung aus den Gewinnen, die durch zusätzliche Produktivi-
tätssteigerungen entstehen, auch Wirkungen der Steuerpro-
gression und die Tatsache, daß Arbeitnehmer Arbeitslosig-
keit durch Sozialversicherungsbeiträge und Steuern finanzie-
ren, der durch Arbeitszeitverkürzung bewirkte Abbau der 
Arbeitslosigkeit also auch für den einzelnen finanzielle Ent-
lastungen zur Folge hat oder zumindest zur Folge haben 
kann. 
Wegen des Befragungszeitpunkts (1981), zu dem Ver-
schlechterungen der Realeinkommen der Arbeitnehmer 
(noch) kaum eine Rolle spielten, und wegen der zeitlichen 
Nähe zu den übrigen Befragungen, können die Unterschiede 
kaum darauf zurückgeführt werden, daß eine zwischenzeit-
liche Verschlechterung der Realeinkommen den Wunsch 
nach verkürzten Arbeitszeiten (bei bestimmten Gruppen 

8) Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (Hrsg.), Arbeitszeit und 
flexible Altersgrenze.  Aspekte und Fakten zur aktuellen Diskussion, 
BeitrAB 75, Nürnberg 1983 

9) Blaschke, D., H. Hofbauer, E. Hoffmann, Einstellungen älterer Arbeitnehmer 
zum Übergang in den Ruhestand, in: BeitrAB 75. 

10) Vgl. hierzu: Heinze, R., K. Hinrichs, H.-W. Hohn, C. Offe, Tb. Olk, 
Arbeitszeitflexibilisierung als beschäftigungspolitisches Instrument – Wir-
kungen und Grenzen neuer Arbeitszeitpolitik, in: MittAB 3/1979 

11) Vgl. Brinkmann, Ch., Veränderung des Arbeitsvolumenangebots . . ., a. a. O. 
12) Vgl. Brinkmann, Ch., Veränderung des Arbeitsvolumenangebots .. ., a. a. O. 

von Erwerbstätigen) möglicherweise wieder zurückgedrängt 
habe. 
Die Autoren betonen allerdings selbst, daß ihre „Befunde, 
sich keineswegs zur Grundlage von Argumenten gegen eine 
Politik der Arbeitszeitverkürzung eignen“. Sie sehen 
zurecht die so abgefragten Präferenzen als veränderbar an 
und wenden sich vor allem gegen die Vorstellung, daß 
Arbeitszeitverkürzung eine „Wunderwaffe“ sei (sie bezeich-
nen sie sicher zutreffend als „komplexe, gesellschafts- und 
ordnungspolitisch aufwendige Strategie“). 

Nicht zu verkennen ist, daß ein Teil der Arbeitnehmer auch 
Präferenzen für längere Arbeitszeiten hat (nach der Unter-
suchung der Universität Bielefeld 14 %, nach der IAB-
Untersuchung von 1980 in deutlichem Umfang insbesondere 
bei Arbeitnehmern mit Arbeitszeiten von weniger als 20 
Wochenstunden).12) Soweit im Einzelfall Präferenzen für 
mehr Einkommen statt für mehr Freizeit bestehen, ist dies in 
umfassenden Flexibilitätsstrategien grundsätzlich mit zu 
berücksichtigen, Zielkonflikte (zusätzliche Belastungen des 
Arbeitsmarktes durch Freigabe der Arbeitszeit auch nach 
„oben“) sind hier jedoch besonders zu beachten. 
Bei Wünschen im Hinblick auf veränderte Arbeitszeiten 
geht es häufig nicht oder nicht nur darum, mehr Disposi-
tionsfreiheit und „Zeitsouveränität“ im üblichen Sinne zu 
erlangen, „sondern zunächst um den Abbau manifester 
Benachteiligungen gegenüber denjenigen, die den Schutz 
chronologischer und chronometrischer Standardisierungen 
der Arbeitszeit genießen“. Dies ist ein wichtiger differenzie-
render Befund aus der Untersuchung der Universität Biele-
feld. Die befragten Arbeitnehmer wurden gebeten, aus einer 
umfangreichen Liste mit möglichen Änderungen der 
Arbeitszeit (maximal) 3 auszuwählen, die ihnen am „drin-
gendsten“ erschienen. 
Es ergibt sich ein sehr heterogenes Bild vorrangiger Ände-
rungswünsche im Hinblick auf die Arbeitszeit, dem arbeits-
zeitpolitisch sicher nicht mit einer einfachen Strategie Rech-
nung getragen werden kann. Betrachtet man nur die beacht-
lich große Zahl von Arbeitnehmern mit Sonderformen der 
Arbeitszeit, steht der Wunsch nach Abbau dieser (aus biolo-
gischen und/oder sozialen Gründen) belastenden Arbeits-
zeiten stark im Vordergrund. 
Nach dieser Untersuchung liegt eine Änderung der Dauer 
der vertraglich geregelten Wochenarbeitszeit nicht an vorde-
rer Stelle unter den vorgegebenen Änderungsalternativen 
(lediglich 5% nennen diese Alternative gegenüber z. B. 16% 
„Zeitpunkt und Aufteilung des Urlaubs selbst bestimmen 
können“). Obwohl die Kommentierung der Autoren dies an 
einigen Stellen nahelegt, darf der Befund allerdings nicht 
insoweit mißverstanden werden, daß der Wunsch nach ver-
ringerten Wochenarbeitszeiten nur eine untergeordnete 
Rolle spiele. Ein Teil der in der Liste enthaltenen Kategorien 
impliziert ebenfalls eine Verringerung der wöchentlichen 
Arbeitszeit („mehr Arbeitspausen haben“, „weniger oder 
keine Überstunden machen“), andere trennen nicht zwi-
schen einer Veränderung der Lage der wöchentlichen 
Arbeitszeit und dem Umfang, häufig dürfte mit der Nen-
nung beides zugleich gemeint sein (z. B. „nicht mehr an 
Samstagen arbeiten“). Dies dürfte auch zu der Einschätzung 
der Autoren geführt haben, wonach „unter Umständen die 
Verkürzung der täglichen oder wöchentlichen Arbeitszeit 
die arbeitszeitpolitische Innovation (wäre), die der Hetero-
genität der individuellen Änderungswünsche am ehesten 
gerecht wird“. Sie sei eine maximal „inklusive“ Strategie, 
weil nahezu sämtliche Positionen auf einem breiten Spek- 
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trum heterogener Änderungswünsche von einem solchen 
Ansatz begünstigt würden. Dies kann und soll sich aller-
dings nur auf die in der entsprechenden Liste enthaltenen 
Varianten der Arbeitszeitveränderung beziehen, läßt also 
insbesondere Präferenzen für eine Verkürzung der Lebens-
arbeitszeit durch vorzeitigen Übergang in den Ruhestand 

13) Vgl. hierzu die Ergebnisse der Untersuchung der Universität Bielefeld in 
diesem Heft. 
Nach einer im März/April 1983 von infas durchgeführten Repräsentativ-
umfrage bevorzugten 54% der Wohnbevölkerung (Deutsche über 18 Jahre) 
eine frühere Rente (ab 58 Jahre), 25% die 35-Stunden-Woche und 16% mehr 
Urlaub (5% keine Angabe), wobei zwischen Beschäftigten und 
Nichtbeschäftigten kaum Unterschiede erkennbar waren. Die Fragefor-
mulierung lautete: 
„Weil die Arbeit knapp ist, spricht man heute viel darüber, wie die Arbeit 
besser verteilt werden kann. Welche der folgenden Alternativen wäre Ihnen 
am liebsten?“ (Den rd. 1650 Befragten wurde eine Karte vorgelegt). Vgl. 
infas Politogramm der Woche, 16/1983, Bonn, April 1983. 

außer Betracht, die nach den neueren Untersuchungen ein 
relativ stärkeres Gewicht haben.13) 

Die Notwendigkeit, sich Gedanken um die Akzeptanz 
bestimmter Strategien zur Arbeitszeitverkürzung zu 
machen, wird durch die Ergebnisse der Bielefelder Untersu-
chung nachhaltig unterstrichen. Gerade die Heterogenität 
der individuellen Änderungswünsche spricht aber dafür, 
nicht nur nach einem umfassenden Lösungsansatz zu 
suchen. Vorzeitiger bzw. gleitender Übergang in den Ruhe-
stand in einigen Bereichen dürfte neben einer allgemeinen 
Verkürzung der wöchentlichen Arbeitszeit in anderen Berei-
chen seinen Platz haben und neben Angeboten (bzw. Frei-
stellungsrechten), die an der jeweiligen biografischen Situa-
tion des Arbeitnehmers ansetzen und (zeitlich befristete) 
individuelle Arbeitszeitreduzierungen z. B. für Zwecke der 
Kindererziehung oder für (weitere) Bildungsgänge ermögli-
chen. 
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